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Für die Amtliche Sammlung Ja

Gesetz: ZPO §§ 268., 139* 254* 28o* 304, 322; ArbGG § 6l Abs, 5*§ 64 Abs, 3; BGB § 6il Konkurrenzklausel, § 242 Auskunfts­
pflicht

1. Es ist nach § 268 Nr, 3 ZPO nicht als Klageänderung anzu­
sehen, wenn ein Arbeitgeber aus einer Wettbewerbsabi’ede 
gegen den Arbeitnehmer zunächst auf Unterlassung des ver­
botenen Wettbewerbs klagt., dann aber zu einer Klage auf 
Leistung von Schadenersatz wegen Verletzung des Unterlas­
sungsanspruchs deshalb übergeht* weil er den Unterlassungs­
anspruch wegen Ablaufs der Frist für die Gültigkeit des 
Wettbewerbsverbotes nicht mehr durchsetzen kann,

-2, Trotz der in einem solchen Fall gegebenen Möglichkeit einer 
Leistungsklage kann der Arbeitgeber auch ein Rechtsschutz­
interesse für die Klage auf Feststellung haben* daß sein 
bisher verfolgter Unterlassungsanspruch begründet war. Das 
Rechtsschutzinteresse kann sich aus den Rechtskraftwirkungen 
eines dahingehenden Feststellungsurteils für Schadenersatz- 
folgeprozesse ergeben (im Anschluß an EGHZ 42., 340' ,

3« Verletzt ein ehemaliger Arbeitnehmer ein Wettbewerbsverbot 
und kann der Arbeitgeber die Verletzung und die entstandenen 
Schäden nicht selbst auf klären., so ist der Arbeitnehmer dem 
Arbeitgeber zur Auskunft verpflichtet. Für eine Stufenklage 
wird ein solcher Auskunftsanspruch dem in § 254 ZPO genann­
ten Anspruch auf Rechnungslegung gleich erachtet,

4. Für eine Feststellungsklage fehlt das Rechtsschutz­
interesse* wenn eine Leistungsklage möglich und nach prozeß- 
wirtschaftlichen Erwägungen zweckmäßiger ist als eine Fest­
stellungsklage, Trotz der Möglichkeit einer Leistungsklage 
kann für eine Feststellungsklage .dennoch das Rechtsschutz­
interesse gegeben sein* wenn, sie projääwirtschaf tlich zu 
einem sinnvolleren Ergebnis führt als eine Leistungsklage,

Leitsätze:

Aktenzeichen: 3 AZR 203/66
Urteil des BAG vom 28, November 1966 LAG Hamm
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3_aZH 203/66 
3 Sa 54-/66 Hamm 
Urtcilstcnor zugestcllt f 145
am 28o November 1966 
gezo Groll,
RegierungsoberSekretär 
als Urkundsbeamter 
clor Geschäftsstelle

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 25« November 1966 durch den <* 
Senatspräsidenten Professor Dr. Stumpf, die Bundesrichterin 
Professorin Dr. Hilger und den Bundesrichter Siara sowie die 
Bundesarbeitsrichter Röglin und Engel für Recht erkannt:

Io Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes- 
arbeitsgerichts Hamm vom 15= März 1966 - 3 Sa 54-/66 - 
wird surückgewiesen, soweit sie sich gegen die Abwei­
sung des Hauptantrages richtet.

2. Auf die Revision der Klägerin wird das vorbezeichnete 
Urteil aufgehoben, soweit es den Hilfsantrag als unzu­
lässig abgewiesen und über die Kosten entschieden hat. 
Insoweit wird die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.

In Sachen

V o n  R e c h t s  w e g e n l
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Tatbestand:
1. Die Parteien streiten über die Geltung und Auswirkungen 
sines vertraglichen Wettbewerbsverbotes aus folgendem Anlaß:

Die Klägerin befaßt sich seit 1951 mit der Herstellung 
und dem Vertrieb von Kabeln, Antennen und Antennenzubehör. Der 
ßeklagte trat am 1. Juli 1958 als kaufmännischer Angestellter 
in ihre Dienste» Am 1. Juli 1959 vereinbarten die Parteien 
schriftlich ein Wettbewerbsverbot, worin sich der Beklagte 
7-erpflichtete, innerhalb von zwei Jahren nach Beendigung sei­
nes Arbeitsverhältnisses die Betriebs- und Geschäftsgeheim­
nisse der Klägerin Dritten nicht zugänglich zu machen und auf 
den Arbeitsgebieten, die er für die Klägerin wahrgenoramen 
hatte, nicht für Konkurrenzunternehmen tätig zu werden» Als 
monatliche Karenzentschädigung sollte er 80 % seiner vor sei­
nem Ausscheiden bezogenen Arbeitsvergütung erhalten» Für jeden 
Fall der Zuwiderhandlung des Beklagten gegen das Wettbewerbs­
verbot war eine Vertragsstrafe bis zum dreifachen Betrag der 
auf die Gesamtdauer des Wettbev/erbsverbotes entfallenden Ent­
schädigung vereinbart» In der Folgezeit verzichtete die Kläge­
rin dem Beklagten gegenüber auf das Wettbewerbsverbot, soweit 
es den Kabolsektor betraf.

Mit dem 51» Dezember 1965 schied der Beklagte endgültig 
aus den Diensten der Klägerin aus. Anschließend arbeitete er 
für die Firma S KG, in der ab 1» Januar 1964 der Kaufmann
K S Komplementär und der Beklagte Kommanditist wurden»
Diese Kommanditgesellschaft befaßte sich zunächst nur mit der 
Fabrikation und dem Vertrieb isolierter Leitungen und Drähte.
Im Herbst 1964 wurde der UnternehmensgegBnstand um Antennen 
und Antenncnzubehör erweitert» Am 1. Juni 1964 gründete K 
S außerdem eine neue Einzelfirma "K S Antennenfa­
brik", die Antennen und Antennenzubehör hersteltts und vertrieb.
2. Die Klägerin hat in der am 5« Juni 1964 eingeroichten 
Klage die Ansicht vertreten, der Beklagte sei nach der Wettbe­
werbsvereinbarung vom 1. Juli 1959 gehalten, bis zum 51» Dezem­
ber 1965 die Planung, Herstellung und den Vertrieb von Antennen 
und Antonnenzubehör sowie die Teilnahme hieran zu unterlassen. 
Sic hat behauptet, gegen diese Pflicht habe der Beklagte ver-
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- 3 - 145
stoßen» Sie hat in der ersten Instanz beantragt, den Beklag­
ten zu verurteilen, bei Meidung einer vom Gericht für jeden 
Fall der Zuwiderhandlung festzusetzenden Geld- oder Haft­
strafe bis zum 31° Dezember '1965 die Teilnahme an der Pla­
nung, Entwicklung, Herstellung und dem Vertrieb von Antennen 
und Antennenzubehör zu unterlassen»

Der Beklagte hat zu seinem Klageabweisungsantrag geltend 
gemacht, die Wettbewerbsvereinbarung vom 1» Juli 1959 sei durch 
spätere Vertragsabsprachen der Parteien hinfällig geworden»
5» Das Arbeitsgericht hat durch am 15» Januar 1965 verkün­
detes Urteil der Klage entsprochen und den Wert des Streitge­
genstandes auf 100»000,—  DH festgesetzt» In der Berufungsin­
stanz hat die Klägerin ihren Unterlassungsanspruch beschränkt..

a) auf die Teilnahme des Beklagten an der Planung, Ent­
wicklung und Herstellung von Antennen und Antonnen­zubehör durch die Firma K S , KQbelfabrik, 
Kommanditgesellschaft und K S Antennonfabrik,

b) auf den Vertrieb von Antennen und Antcnnonzubchör derFirmen K S Kabelfabrik Kommanditgesellschaft
und K S Antennenfabrik, auf das Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland, Berlin und die sowjetisch 
besetzte Zone Deutschlands»

Das Landesarbeitsgericht hat durch ein am 6 » April 1965 
verkündetes Urteil die Klage abgewiesen’ und den Wert des 
Streitgegenstandes nicht geändert»

Mit der Revision hat die Klägerin daraufhin ihren zweit­
instanzlichen Klageantrag weiterverfolgt» Das Bundesarbeits­
gerichthat durch Urteil vom 19» November 1965 - 5 AZR 182/65 ~ 
AP Nr« 29 zu § 153 BGB - das Urteil des Landesarbeitsgerichts 
aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Landesarbeitsgericht zurückverwiescn» Wogen 
der dafür maßgeblichen Gründe wird auf BAG AP Nr» 29 zu § 133 
BGB verwiesen»
4. Nach der Zurückverweisung des Rechtsstreits an das Lan- 
desarbcitsgericht hat die Klägerin mit Schriftsatz vom 10» Fe­
bruar 1966 ihren Klageantrag "umgestellt"» Sie hat beantragt

festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet ist, der 
Klägerin den Schaden zu ersetzen, der ihr dadurch ent­
standen ist, daß der Beklagte bis zum 31= Dezember 1965 
laufend gegen das zwischen den Parteien vereinbarte 
Wettbewerbsverbot vom 1» Juli 1959 verstoßen hat,

4-
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hilfsweise:
festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet war, 
in der Zeit vom 1. Januar 1964 bis zum 31» Dezem­
ber 1965 die Teilnahme an der Planung, Entwicklung 
und Herstellung von Antennen und Antennenzubehör 
durch die Firma K S , Kabelfabrik, Komman­
ditgesellschaft und K S , Antennenfabrik,
sowie den Vertrieb von Antennen und Antennenzubehör 
der Firmen K S , Kabelfabrik, Kommanditge­sellschaft und K S , Antennenfabrik, im Ge­
biet der Bundesrepublik Deutschland, Berlin und der 
sowjetisch besetzten Zone Deutschlands,
zu unterlassen.
Sie hat geltend gemacht, diese Umstellung der Klagean­

träge sei notwendig, weil der bisher von ihr verfolgte Unter- 
lassungsancpruch wegen Ablaufs der für die Gültigkeit des 
Wettbeverbsverbots geltenden Frist nach dem 3/l« Dezember 1965 
nicht mehr durchsetzbar sei.

Der Beklagte hat beantragt, die jetzt gestellten Klage­
anträge als unzulässig, hilfsweise als unbegründet, abzuwei- 
eon. Er hat die Ansicht vertreten, die mit dem Hauptantrag 
begehrte Feststellung seiner Schadenersatzpflicht sei eine 
Klageänderung, deren Zulassung durch das Gericht nicht sach­
dienlich und die daher unzulässig sei. Im übrigen fehle, dem 
Hauptantrag das Rechtsschutzinteresse, weil die Klägerin 
ihren angeblichen Schaden jedenfalls beziffern könne. Auch 
der Hilfsantrag sei unzulässig, da die Klägerin damit eine 
zeitlich bereits nicht mehr bestehende Verpflichtung fest­
stollen lassen wolle. Jedenfalls seien Haupt- und Hilfsantrag 
der Klägerin unbegründet.
5- Das Landesarbeitsgericht hat unter Beibehaltung des bis­
herigen Streitwertes das erstinstanzliche Urteil abgeändert 
und die jetzigen Klageanträge als unzulässig abgewiesen.

Hit der Revision verfolgt die Klägerin ihre zuletzt ge­
stellten Klageanträge weiter.

- 5 -
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- 5 “ 1£i5
Entscheidunpspründe^

A._ Zum, Hauütantrap_ [Feststellung^ der, Schad_enersatzpf lichtJi.
Io Io Das Landesarbeitsgericht hat zu dem mit dem Hauptantrag 
verfolgten Teil der Klage ausgeführt, das Umstellen der bis­
herigen Unterlassungsklage auf die jetzige Schadensfeststel­
lungsklage sei eine Klageänderung im Sinne von § 264- ZFO» Da 
der Beklagte dieser widersprochen habe und das Landesarbeits­
gericht eine Klageänderung nicht für sachdienlich erachte, 
sei dieser Teil der Klage als unzulässig abzuweisen.

Wie die Revision zutreffend rügt, hat das Landesarbeits­
gericht jedoch fehlerhaft eine Klageänderung im Sinne von 
§ 264 ZPO angenommen und daher die Klageumstellung auch zu 
Unrecht an dem Widerspruch des Beklagten und an der Frage der 
Sachdienlichkeit scheitern lassen« Es hätte vielmehr die 
Klageumstollung ohne weiteres nach § 268 ZPO hinnehnon müssen» 
Im einzelnen gilt hierzu folgendes:
2„ Nach § 268 Nr. 3 ZPO ist es nicht als Klageänderung an­
zusehen, wenn ohne Änderung des Klagegrundes statt des 
ursprünglich geforderten Gegenstandes wegen einer später ein­
getretenen Veränderung ein anderer Gegenstand oder das Inter­
esse gefordert wird«

Das Landesarbeitsgericht, das sich mit § 268 Nr» 3 ZPO 
befaßt hat, meint, diese Vorschrift könne aus folgenden Grün­
den keine Anwendung finden: Die Klägerin könne zwar ihren ur­
sprünglichen Unterlassungsanspruch wegen Ablaufs der für das 
Wettbewerbsverbot geltenden Frist nicht mehr verfolgen und 
fordere auch jetzt im Sinne des § 268 Nr» 3 ZPO das "Inter­
esse" für die Nichteinhaltung des Wettbewerbsverbotes» Dennoch 
gelte für diesen Fall § 268 Nr» 3 ZPO nicht; diese Vorschrift 
finde nur dann Anwendung, wenn die Klägerin das Interesse 
"ohne Änderung des Klagegrundes" verfolge» Mit dem Übergang 
von der bisherigen Unterlassungsklage zu der jetzigen Schaden­
ersatzfeststellungsklage ändere aber die Klägerin den Klage­
grund. Unter "Klagegrund" sei die Summe der Tatsachen zu ver­
stehen, die in Verbindung mit einem bestimmten Rechtssatz 
geeignet und erforderlich sind, um den Anspruch für die Klä­
gerin als gegen den Beklagten entstanden darzutun» Vor der

-  6 -
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Umstellung der Klageanträge seien das vertragliche Uettbewerbs- 
verbot und die angeblichen Verstöße des Beklagten hiergegen der 
Klagegrund gewesen. Zum Klagegrund des jetzigen Hauptantrages 
gehörten dagegen neben dem Uettbewerbsverbot und den behaupte­
ten Verstößen des Beklagten noch weitere Elemente, nämlich Ver­
schulden des Beklagten, Schadensverursachung und Schadenshöhe.
3» Mit dieser Begründung geht das Landesarbeitsgericht jedoch 
fehl. § 268 Hr. 3 ZPO setzt nicht voraus, wie das Landesar­
beitsgericht annimmt, daß vor und nach der Umstellung von dem 
Erfüllungsanspruch auf den Interessenanspruch die anspruchsbe­
gründenden Tatsachen völlig unverändert [kongruent] sein müßten. 
§ 268 Nr. 3 ZPO will die unnötige Vervielfältigung von Prozes­
sen vermeiden. Die Vorschrift geht von der Vorstellung aus, des­
halb müsse es einer Partei ohne die Hindernisse des § 264 ZPO 
möglich sein, von einer Erfüllungsklage zu einer Schadenersatz­
klage überzugehen, wenn die Erfüllungsmöglichkeit wegfällt.
Wenn § 268 Nr. 3 ZPO diesen Zweck erreichen will, muß es einem 
Kläger jedenfalls möglich sein, als neue Tatsache zu den bishe­
rigen vorzutragen, daß die Erfüllung wegen bestimmter bisher im 
Prozeß nicht erörterter Umstände unmöglich sei. Es entbehrt de3 
inneren Sinnes, für das Übergehen von der Erfüllungs- zur 
Schadenersatzklage nach § 268 Nr. 3 ZPO zu verlangen, daß der 
Kläger schon vorher, als er noch auf Erfüllung klagte, Tatsa­
chen zum Verschulden und zur Schadensentstehung [Kausalität, 
Schadenshöhe] gemacht hatte. Damit würde man einen Kläger, der 
auf Erfüllung klagt, zwingen, vorsorglich für den Pall, daß die 
von ihn als Erfüllung geforderte Leistung unmöglich werden 
sollte, Tatsachen vorzutragen, die sich über Verschulden und 
Schadaisentstehung verhalten, um damit dem Vorwurf zu entgehen, 
er habe den Klagegrund geändert. Er würde damit gezwungen, Tat­
sachen zu einer Klage vorzutragen, die noch gar nicht anhängig 
ist. Das ist wenig sinnvoll und führt nur zur Belastung aller 
am Prozeß Beteiligten mit einem Tatsachenstoff, auf den es 
solange nicht ankomrat, als die Erfüllung noch möglich ist. Des­
halb gestattet § 268 Nr. 3 ZPO aus seiner gekennzeichneten Ziel­
setzung durchaus, sowohl diejenigen Tatsachen nachzuschieben, 
aus denen sich die näheren Umstände für die nachträgliche Verän-

v
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derung des ursprünglichen Klagebegehrens ergeben, als auch 
dazu die Tatsachen, die notwendig sind, um ein Schadenersatz­
begehren nunmdir zu rechtfertigen. Dementsprechend geht auch 
die Literatur ganz einhellig davon aus, es bedeute keine 
"Änderung des Klagegrundes" im Sinne des § 268 Nr« 3 ZFÖ, 
wenn der Kläger eines Erfüllungsanspruches aus Anlaß der Um­
stellung des Klageantrages auf Schadenersatz neue Tatsachen 
vorträgt, aus denen sich ergibt, daß der neue Antrag auf der 
später eingetretenen Unmöglichkeit, seinen Erfüllungsanspruch 
durchzusetzen, beruht und daß diese später eingetretene Unmög­
lichkeit wegen Verschuldens des Beklagten und SchadensVerur­
sachung zu der Berechtigung seines Schadenersatzbegehrens 
führe» Es muß demnach bei Anwendung des § 268 Nr» 3 ZPO nicht, 
wie das Landesarbeitsgericht annimmt, der Klagegrund "völlig 
unverändert" bleiben. Es ist vielmehr nur erforderlich, daß 
er insoweit unverändert bleibt, als es sich nicht um den Kom­
plex der später eingetretenen Veränderung des ursprünglich 
geforderten Gegenstandes und nicht um den Komplex der Tatsachen 
handelt, die sich über das daraus resultierende Schadenersatz­
begehren verhalten (RG Warn Rspr» 1911 Nr. 203; 1918 Nr» 25-; 
RGZ 8 8 , 55 [58,59,60]; 100, 95 [96/973; RU JV 1927, 84-3 Nr . 8 
[844]; Stein-Jonas, ZPO, Bd» I, 18. Aufl., § 268 Anm. V 3 zu 
N. 6 8 , 69; Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeß­
rechts, 9» Aufl., 1961, § 100 I 3 b S. 488; auch Baumbach- 
Lauterbach, ZPO, 29. Aufl., 1966, § 268 Anm. 2 D; jeweils 
mit weiteren Nachweisen).

Aus dem bisher Ausgeführten folgt, daß das Landesarbaits- 
gericht mit der von ihm gegebenen Begründung die Anwendung 
des § 268 Nr» 3 ZPO nicht verneinen und eine Klageänderung 
im Sinne von § 264 ZPO nicht annehmen durfte»
4. a) Das Landesarbeitsgericht hätte daher prüfen müssen, ob 
es eine später eingetretene "Veränderung" im Sinne des § 268 
Nr. 5 ZPO ist, wenn die Klägerin wegen Fristablaufs des V/ett- 
bewerbsverbotes nicht mehr in der Lage ist, ihren ursprüng­
lich verfolgten Unterlassungsanspruch dürchzusetzen, und ob 
die Klägerin deshalb mit ihrem Schadenersatzbegehren statt 
Unterlassung einen anderen Gegenstand oder das Interesse for­
dert. Dies ist aus folgenden Gründen zu bejahen:

-  8 -
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b) Die herrschende Ansicht meint, die in § 268 Nr» 3 ZPO ge­
nannte Veränderung müsse nach Klageerhebung eingetreten sein 
(RGZ 118, 209 [210]; Stein-Jnnas, aaO, § 268 Anm. V 3 zu I. 70 
mit Nachx/eisen). Teilweise (St ein-Jonas, aaO, § 268 Anm« V 3 
zu No 71; Baurabach-Lauterbach, aaO, § 268 Anm« 2 D; RGZ 70,
337 [338]) wird die weitergehende Ansicht vertreten, es genüge 
auch eine vor Klageerhebung eingetretene Veränderung dann, 
wenn sie dem Kläger erst nach ' ... Klageerhebung bekannt wird; 
das sei aber wiederum ausgeschlossen, wenn die Veränderung dem 
Kläger vor Klageerhebung hätte bekannt sein müssen (vgl* RGZ 
70, 337 [338])o Rosenberg, aaO, § 100 I 5 b S. 488 vertritt die 
noch weitergehende Ansicht, alle diese Unterscheidungen seien 
den Gesetz fremd und es genüge die Veränderung nach Entstehung 
des geltend gemachten Anspruchs»
c) Welcher dieser Ansichten zu folgen ist, braucht im vorlie­
genden Pall nicht entschieden zu werden» Nach den soeben ge­
kennzeichneten weitergehenden Ansichten von Stein-Jonas, Baum­
bach und Rosenberg wäre das Ende der Gültigkeit des Wettbewerbs­
verbots in jedem Pall eine nach Klageerhebung eingetretene Ver­
änderung. Aber auch nach der oben mitgeteilten herrschenden An­
sicht trifft das zu und ist es der Klägerin gestattet, von der 
bisherigen Unterlassungsklage zu einem Schadenersatzanspruch 
für die Gesamtzeit des hier in Betracht kommenden Wettbewerbs- 
Verbots (1» Januar 1964 bis zum 31» Dezember 1965) überzugehen. 
Das ergibt sich aus folgenden Überlegungen:
d) Geht man mit der h.M. davon aus, daß die Veränderung nach 
Klageerhebung. (d»i» im vorliegenden Pall der 13» Juni 1964) 
eingetreten sein muß, so wurde der ab diesem Tag für die Zeit 
vom 1 3. Juni 1964 bis 31» Dezember 1965 verfolgte Unterlassungs- 
anspruch der Klägerin mit jedem Tag, mit jeder Stunde usw», die 
ab Klageerhebung verstrichen, insoweit unmöglich, als die Kläge­
rin die begehrte Unterlassung für diese Zeitphasen nicht durch­
setzte» Pur jede Zuwiderhandlung in den Zeitphasen, für die sie 
eine Unterlassung des Wettbewerbs durch den Beklagten nicht 
durchsetzte und der Beklagte der Unterlassungspflicht zuwider- 
handelte, kommt ein Schadenersatzanspruch der Klägerin gegen den 
Beklagten wegen schuldhafter Verletzung des vertraglichen Wett-
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bewerbsverbotes in Betracht (vgl, BAG AP Nr. 109 zu § 24-2 BGB 
Ruhegehalt [zu Ziffer 2] mit Nachweisen - zur Veröffentlichung 
in der Amtlichen Sammlung bestimmt -)»

Daraus folgt, daß die Klägerin laufend seit Klageerhebung 
wegen immer geringer werdender Nichtdurchsetzbarkeit ihres 
Unterlassungsanspruchs nach § 268 Nr« 3 ZPO zu Schadenersatz­
ansprüchen für die Zeit hätte übergehen können, für die sie 
die Unterlassung nicht durchsetzte. Es ist kein rechtlicher 
Grund ersichtlich, der sie daran hindern konnte, einen solchen 
Übergang zu Schadenersatzansprüchen erst nach Ablauf der Durch- 
setzbarkeit ihrer Unterlassungsansprüche für die gesamte in 
Betracht kommende Zeit, also erst nach dem 31.» Dezember 1965? 
vorzunehmen. Denn § 268 Nr. 3 ZPO schreibt nicht vor, daß die 
dort ermöglichte Umstellung schnellstens oder alsbald oder un­
verzüglich zu geschehen habe oder sonst zeit- oder fristgebun­
den sei. Die Vorschrift ermöglicht den Übergang zur Intcres- 
senklage während der gesamten Dauer des Rechtsstreites.

Demnach durfte die Klägerin gemäß § 268 Nr. 3 ZFO jeden­
falls für die Zeit vom 13» Juni 1964- bis zum 31» Dezember 1965 
zur Schadenersatzklage übergehen.
e) Ist dies aber anzuerkennen, dann ergibt sich die Zuläs­
sigkeit der Erstreckung der Interessenklage auf die Gesamtzeit 
vom 1. Januar 1964- bis zum 31» Dezember 1965» also die Einbe­
ziehung der vor der Klageerhebung (13« Juni 1964-) liegenden 
Zeit, aus § 268 Nr. 2 ZPO. Dabei kann es keinen Unterschied 
machen, ob die Klägerin zunächst nur Schadenersatz für die 
Zeit vom 13. Juni 1964- bis 3 1. Dezember 1965 verlangt und 
zeitlich danach die Klage auf die davor liegende Zeit vom
1. Januar 1964- bis 12. Juni 1964- erstreckt hat oder dies 
- wie im vorliegenden Pall - uno actu tat.
5. Zusammengefaßt ergibt sich damit, daß die Klägerin gemäß 
§ 268 Nr. 3 ZPO von der Unterlassungsklage zu der Schadener­
satzklage für die Zeit vom 13» Juni 1964- bis 3 1 . Dezember 1965 
übergehen und diese dann gemäß § 268 Nr. 2 ZPO auf die Zeit 
vom 1 . Januar 1964- bis 12. Juni 1964- ausdehnen durfte, ohne 
daß eine Klageänderung im Sinne vnn § 264- ZPO vorlag und ohne 
daß es dabei auf das Einverständnis des Beklagten oder die

10 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  10 -

Bejahung der Sachdienlichkeit durch das Gericht ankam. Deshalb 
hr'.te das Landesarbeitsgericht bei richtiger Rechtsanwendung den 
mit dem Hauptantrag verfolgten Klageteil nicht wegen unzulässi­
ger Klageänderung abweisen dürfen» Es mußte vielmehr eine Klege- 
änderung im Sinne des § 264 ZPO verneinen und einen Fall der 
gesetzlich gestatteten Klageumstellung im Sinne des § 268 Nr.3> 
Kr» 2 ZPO bejahen»

Diesem Ergebnis kommt für Streitigkeiten aus Wettbewerbs­
abreden eine nicht unwichtige praktische Bedeutung zu, die dem 
Sinn des § 268 Nr» 3 ZPO - Vermeidung unnötiger Doppelprozesse - 
besonders gerecht wird: Viele Streitigkeiten aus Wettbewerbsab­
reden beginnen naturgemäß mit Unterlassungsklagen des Arbeitge­
bers und enden, wie vorstehender Rechtsstreit und [beispiels­
weise] BAG AP Nr. 8 zu § 554 a ZPO zeigen, aus den vielfältig­
sten Gründen, namentlich auch wegen der manchmal unberechtigten 
und verzögerlichen Gegenwehr des Beklagten durch alle Instanzen 
hindurch, nicht vor Ablauf der Gültigkeit des Wettbewerbsver­
bots, dessen Dauer regelmäßig zwei Jahre beträgt. Oftmals ist 
in diesen Vettbewerbsverboten der eigentliche Kern des Streites 
- nämlich die Frage, ob das Wettbewerbsverbot gültig ist oder 
nicht - weitgehend erörtert und geklärt. Manchmal ist aus vor­
instanzlich obsiegenden Unterlassungsurteilen nach § 890 ZPO 
vollstreckt. Es ist ein Gebot der Prozeßwirtschaftlichkeit, 
solche Prozesse nicht ungenutzt - oft in dritter Instanz - aus- 
laufen und dann beim Arbeitsgericht als Schadenersatzprozesse 
neu beginnen, sondern sie über § 268 Nr. 3, Nr. 2 ZPO erleich­
tert in Schadenersatzklagen einmünden zu lassen; dies gilt auch 
dann, wenn der Fall des § 268 ZPO nicht vor dem Arbeitsgericht, 
sondern vor dem Landesarbeitsgericht eintritt und dieses damit 
vor die Notwendigkeit gestellt wird, weitere Beweise zu erheben 
und weitere Tatsachenaufklärungen vorzunehmen.
II. 1. Das Landesarbeitsgericht hat zu dem mit dem Hauptantrag 
verfolgten Teil der Klage als Hilfsbegründung ausgeführt, diese 
sei auch dann unzulässig, wenn die gekennzeichnete Klageumstel­
lung nach § 268 ZPO vom Gesetz gestattet oder nach § 264 ZPO 
für sachdienlich zu erachten sei. Denn es fehle für sie jeden­
falls das Foststellungsinteresse. Diä Klägerin habe nach ihren
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eigenen Angaben ihren angeblichen Schaden für das Jahr 1964- 
bereits mit 500.000,—  DH errechnet; für das Jahr 1965 sei es 
nach den gesamten Umständen sehr wahrscheinlich, daß die Klä­
gerin auch für diesen Zeitraum ihren Schaden berechnen könne. 
Deshalb habe die Klägerin bei der Klageurastellung nicht die 
Feststellungsklage wählen dürfen; sie habe vielmehr für 1964- , 
zu einer Leistungskhge.in Höhe von 500.000,—  DH übergehen 
und diese dann im Laufe des Rechtsstreites um die Beträge er­
höhen können, die sie als Schaden für 1965 im Laufe des Pro­
zesses noch ermittelte. Soweit der Klägerin die Bezifferung 
ihres Schadens für 1965 dennoch unmöglich sei, müsse sie diese 
Schäden in einem neuen Schadenersatzprozeß geltend machen.

Auch diese Begründung des Landesarbeitsgerichts ist feh­
lerhaft, wie die Revision mit Recht rügt.
2. Wie das Landesarbeitsgericht richtig sieht, fehlt für 
eine Feststellungsklage das Rechtsschutzinteresse, wenn eine 
Leistungsklage möglich und nach prozeßwirtschaftlichen Erwä­
gungen zweckmäßiger ist als eine Feststellungsklage. Anderer­
seits kann trotz der Höglichkeit einer Leistungsklage für eine 
Feststellungsklage dennoch das Rechtsschutzinteresse gegeben 
sein, wenn sie prozeßxvirtschaftlich zu einem sinnvolleren Er­
gebnis führt als eine Leistungsklage, z.B. billiger und schnel­
ler die bestehenden Streitpunkte klären kann (vgl. BAG 11,512 
[314-] » AP Kr. 83 zu § 611 BGB Urlaubsrecht [zu Ziffer II]).
3 . a) Würde die Klägerin ihren angeblichen Schaden aus den 
Jahren 1964- und 1965 mit einer Leistungsklage verfolgen kön­
nen und verfolgen, so wäre das sicher prozeßwirtschaftlicher 
als eine dahingehende Feststellungsklage.. Damit würde eine 
Prozeßverdoppelung vermieden, mit der zu rechnen ist, wenn 
die Klägerin bei der jetzigen Feststellungsklage verbleiben 
würde. Denn wenn der jetzigen Feststellungsklage entsprochen 
würde, wäre wegen der Höhe des Schadens und der Hartnäckigkeit, 
mit der die Parteien streiten, damit zu rechnen, daß auch nach 
Rechtskraft der jetzigen Feststellungsklage dennoch zwischen 
den Parteien in einem neuen Verfahren über die Schadenshöhe 
weitergestritten würde. Dieser Doppelprozeß würde bei einer 
Leistungsklage vermieden, und deshalb würde sie den Rechtsstreit 
wirtschaftlicher erledigen als die jetzige Feststellungsklagev
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b) Die Begründung, mit der das Landesarbeitsgericht angenom­
men hat, daß die Klägerin nach dem 3.1° Dezember 1965 > also nach 
dem Erlöschen ihres etv/aigen Unterlassungsanspruchs aus dem 
Wettbewerbsverbot, zu einer Leistungsklage auf Schadenersatz 
habe übergehen können, ist jedoch fehlerhaft» Nach den Ausfüh­
rungen des Landesarbeitsgerichts ist es möglich, daß die Klä­
gerin nach dem 31° Dezember 1965 ihren Schaden für 1965 noch 
nicht beziffern und deshalb eine bezifferte Leistungsklage für 
das Jahr 1965 noch nicht erheben konnte» Für einen solchen Fall 
hat das Landesarbeitsgericht die Klägerin auf den Ausweg ver­
wiesen, sie solle zunächst nur den Schaden für 1964 einklagen 
und den Schaden für 1965 notfalls in einem gesonderten Prozeß 
im Wege der Lcistungsklage geltend machen»

Eine solche Empfehlung ist aber prozeßwirtschaftlich un­
zweckmäßig» Dann könnte - trotz vielleicht zwischenzeitlich 
rochtskräftiger Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 
Schadenersatz für 1964 - in dem neuen Prozeß auf Zahlung von 
Schadenersatz für 1965 zwischen den Parteien wiederum wie bis­
her über die Gültigkeit des Wettbewerbsverbots gestritten wer­
den. Eine Verurteilung des Beklagten zum Ersatz des 1964 ent­
standenen Schadens würde für den das Jahr 1965 betreffenden 
Schadenersatzprozeß keine rechtskräftige Entscheidung über die 
Gültigkeit des zwischen den Parteien streitigen Wettbewerbsver­
botes enthalten. Denn nach § 322 Abs. 1 ZPO umfaßt die Hechts­
kraft eines Urteils über einen Schadenersatzanspruch der Kläge­
rin aus einem Verhalten des Beklagten im Jahre 1964 nur diesen 
Schadenersatzanspruch, nicht aber auch die Feststellung, daß 
zwischen den Parteien ein Wettbewerbsverbot bestanden hat (vgl. 
statt aller: Stein-Jonas, aaO, § 322 Anm. V 2 a; Rosenberg, 
aaO, § 150 II 1 S» 752; jeweils mit Nachweisen)»
4. 'Trotz dieser nach allem fehlerhaften Begründung des Landes­
arbeitsgerichts läßt sich die Abweisung der mit dem Hauptantrag 
verfolgten Klage auf Feststellung der Schadenersatzpflicht als 
unzulässig dennoch mit anderen Begründungen halten, die die 
Revision insoweit um ihren Erfolg bringen (§ 563 ZPO):
a) Die Klägerin hat ausgeführt, für 1965 könne sie ihren 
Schaden deshalb nicht beziffern, weil sie die Wettbewer'osver-
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stoße des Beklagten im einzelnen nicht kenne, daher noch auf- 
klären und deren rechnerische Auswirkungen noch prüfen müsse,
b) Nach diesen von ihr angegebenen Umständen hätte die Klä­
gerin dann aber ihre bisher noch nicht bezifferbaren Schaden­
ersatzansprüche für 1965 im Wege der Stufenklage nach § 254 
ZPO und damit im Ergebnis dennoch ihren Gesamtschaden mit 
einer Leistungsklage verfolgen können. Wenn der Beklagte 
einem gültigen Wettbewerbsverbot zuwidergehandolt und die 
Klägerin geschädigt haben sollte, steht der Klägerin nach all 
gemeiner Ansicht ein Anspruch auf Auskunft gegen den Beklag­
ten zu, sofern sie die aus dem Verhalten des Beklagten ent­
standenen Schäden nicht selbst aufklären kann. Eine Wettbe­
werbsabrede ist nach Treu und Glauben dahin auszulegen, daß 
der Arbeitnehmer als Entgelt für die ihm zugesagte Karonzcnt- 
schädigung sich nicht nur verpflichtet, sich eines verbotenen 
Wettbewerbes zu enthalten, sondern sich auch verpflichtet, 
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, wenn er das Wettbe­
werbsverbot verletzt hat und der Arbeitgeber die Verletzungen 
nicht kennt und nicht aufklären kann (vgl, BAG AP Nr, 2 zu 
§ 242 BGB Auskunftspflicht; Urteil des Senates vom 22, April 
1967 - 3 AZR 34-7/66 - [demnächst] AP Nr, 12 zu § 242 BGB Aus- 
kunftspflicht; mit weiteren Nachweisen), Ein solcher Auskunft 
anspruch v/ird dem in § 254 ZPO genannten Anspruch auf Rech­
nungslegung uswo gleicherachtet (vgl, Stein-Jonas, aaO,
§ 254 Ann, II),
5- Aber auch, wenn aus irgendwelchen Gründen der soeben auf 
gezeigte. Weg der Stufenklage für die Klägerin nicht gangbar 
sein sollte, führt eine Klage auf Feststellung der Schadener­
satzpflicht zu Prozeßvervielfältigungen, die unwirtschaftlich 
sind und die ein Rechtsschutzinteresse für die Feststellungs­
klage ausschließen. Die Klägerin hat jedenfalls die Möglich­
keit, für 1964 ihren Schaden zu beziffern und im Wege der Lei 
stungsklage zu verfolgen. Wenn sie dann im Zuge dieser Lei­
stungsklage durch Zwischenfeststellungsklage nach § 280 ZPO 
die Gültigkeit des zwischen den Parteien nach wie vor streiti 
gen Wettbewex*bs verbot es feststellen lassen würde, wäre in 
Schadenersatzprozeß für 1965 nur noch über schuldhafte Zuwi­
derhandlung des Beklagten gegen das Wettbewerbsverbot sowie
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über die Schadensfrage [Kausalität und Schadenshöhe3 zu befin­
den, nicht mehr dagegen über die Gültigkeit des Wettbewerbsver­
bots. Das wäre insgesamt eine Erledigung des Rechtsstreites der 
Parteien in zwei Prozessen. Bei der jetzigen Peststellungsklage 
der Klägerin dagegen wären - ohne Stufenklage - insgesamt drei 
Prozesse nötig, um den zwischen den Parteien anhängigen Streit­
stoff bewältigen zu können, nämlich außer der jetzigen Pest­
stellungsklage und der bezifferten Leistungsklage für 1964- zu 
irgendeiner noch nicht absehbaren Zeit eine weitere bezifferte 
Leistungsklage für 1965. Es ist offenkundig, daß diese Gefahr 
der Prozeßvervielfältigung der jetzigen Peststellungsklage das 
Rcchtsschutzinteresse nimmt, weil mit ihr ein unwirtschaftli­
cher Prozeßweg eingeschlagen wird.
6 . Die Klägerin meint gegenüber allen diesen Überlegungen, es 
sei ihr unbenommen, mit der jetzigen Peststellungsklage den 
"Grund" des Schadenersatzanspruchs zu klären und damit quasi 
ein "Grundurteil", anzustreben, um daran anschließend mit Lei­
stungsklagen ihre Schäden und dazu VertragsStrafenansprüche 
^uasi im "Betragsverfahren" verfolgen zu können. Diese Ansicht 
der Klägerin läßt die gekennzeichnete Gefahr der Prozeßverviel­
fältigung außer Betracht, die droht, wenn der jetzigen Pest- 
stellungsklage das Rechtsschutzinteresse zuerkannt würde. Die 
Klägerin verkennt darüber hinaus, daß eine Feststellungsklage 
nicht ohne weiteres vom Gesetz dazu bestimmt ist, um mit geson­
derten Instanzenzügen über den Grund eines bezifferbaren oder 
nach § 254- ZPO verfolgbaren Anspruchs im Wege der Peststel­
lungsklage und über die Höhe dann im Wege der Leistungsklage 
in einem Quasibetragsverfahren zu streiten. Dies gilt um so 
mehr, als in der Arbeitsgerichtsbarkeit Zwischenurteile über 
den Grund nicht gesondert angefochten werden können (§61 Abs. 
5, § 64- Abs. 5 ArbGG). Diese der Prozeßbeschleunigung dienen­
den Vorschriften würden umgangen, wenn die Verfahrensweise der 
Klägerin Billigung fände. Außerdem muß aus sozialen Gründen bei 
Schadenersatz- und Vertragsstrafenfragen der hier in Rede ste­
henden Art eine Prozeßpartei daran gehindert werden, die Gegen­
seite durch eine kostspielige und langwierige Prozeßvervielfäl­
tigung mürbe zu machen.
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7» Soweit die Ausführungen der Revision dahin zu verstehen 
sein sollten, das Landesarbeitsgericht habe die Klägerin 
darauf aufmerksam machen müssen, daß der mit dem Haup.tantrag 
verfolgte Teil der Feststellungsklage unzulässig sei, und das 
Landesarbeitsgericht habe deshalb § 159 ZPO verletzt, ist 
diese Rüge nicht begründet. Der Beklagte hatte in der Vorin­
stanz das Rechtsschutzinteresse für die mit dem Hauptantrag 
verfolgte Feststellungsklage mit ausführlicher Begründung in 
Frage gestellt. Unter diesen Umständen konnte die rechts­
kundig beratene Klägerin vom Landesarbeitsgericht nicht ohne 
weiteres erwarten, daß dieses von sich aus auf die Wahl der 
richtigen Klageart hinwirkte. Selbst aber wenn man eine da­
hingehende Auf kl ärungs pflicht des Landesarbeitsgerichts an­
nehmen wollte, müßte für eine Verletzung des § 159 ZPO darge­
legt werden,' daß die Klägerin einer entsprechenden Anregung 
des Gerichts gefolgt wäre. Daß die Klägerin das getan hätte, 
hat sie aber nicht dargelegt und ist auch nach den Gesamtum­
ständen unwahrscheinlich, weil sie in umfangreichen Ausführun­
gen die von ihr gewählte Klageart bereits in der Vorinstanz 
mit Nachdruck als rechtlich möglich verteidigt hat.
8. Nach allem ergibt sich, daß das Landesarbeitsgericht 
die Schadensfeststellungsklage zu Recht abgewiesen hat. Xnso- 
' weit muß die Revision der Klägerin erfolglos bleiben.
B.%. Zum, H i l f s a n t r a ^ d a ß ,  der̂  Bellagtê  in den.,, 
Jahren, l̂ ojf̂ und̂  1^6^ Wettbewerb,, unterlassen^muß te jj,
1,. Das Landesarbeitsgericht hat ausgeführt, der Übergang 
von der bisherigen Unterlassungsklage zu der mit dem Hilfsan­
trag verfolgten Feststellungsklage sei eine Beschränkung des 
bisherigen Klageantrages und nach § 268 Nr. 2 ZPO der Kläge­
rin ohne weiteres gestattet. Diese Annahme des Landesarbeits- 
geriohts ist von keiner der Parteien angegriffen worden, so 
daß der Senat sich mit ihr nicht weiter zu befassen hat 
(§ 559 Satz 1 ZPO).
2. >Das Landesarbeitsgericht hat den mit dem Hilfsantrag ver­
folgten Teil der Klage als unzulässig ebenfalls mit der Be­
gründung abgewiesen, auch für diesen Klageteil fehle das
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Rechtsschutzinteresse,
Mit Recht rügt demgegenüber die Revision* daß das Landes­

arbeitsgericht damit einen Rechtsfehler begangen habe«
5, Es dient der Klarstellung* folgendes vorweg zu erör­
tern: Für den Fall* daß ein rechtskräftiges Urteil einem auf 
einer 'Wettbewerbsabrede begründeten Unterlassungsanspruch 
stattgibt, steht zwischen den Parteien der Wettbewerbsabrede 
die vertragliche Unterlassungspflicht des Beklagten rechts­
kräftig fest. Wenn in einem nachfolgenden Prozeß derselben Par­
teien Schadenersatzansprüche wegen Zuwiderhandlung gegen die 
Unterlassungspflicht verfolgt werden* hat das Gericht in 
diesem Folgeprozeß für die Frage* ob eine Unterlassungspflicht 
bestand* davon auszugehen* daß diese Frage bereits rechts­
kräftig zwischen den Parteien entschieden ist und in dem 
Folgeprozeß nicht anders beurteilt werden darf als in dem 
Primärprozeß, Über dieses Ergebnis besteht in der Rechtspre­
chung und Rechtslehre weitgehend Einigkeit (vgl, BGHZ 42*
540 ff,'Zeuner* JuS 1966, 147 ff,; jeweils mit zahlreichen 
Nachweisen), Unterschiedlich beurteilt wird lediglich die 
Teilfrage* ob in dem Primärprozeß die Unterlassungspflicht 
nur für die Zeit ab Klageerhebung (so BGHZ 42* jj40 ff,} oder 
auch für die vor Klageerhebung liegende Zeit der Entstehung 
des Unterlassungsanspruchs rechtskräftig festgestellt wird 
(so Zeuner, JuS 1966* 147 ff.)«
4. Die Klägerin hat ein Reehtsschutzinteresse an der von 
ihr begehrten Feststellung* daß der Beklagte in der Zeit vom 
1. Januar 1964 bis zum 51» Dezember 1965 den in dem Hilfsan­
trag näher beschriebenen Wettbewerb unterlassen mußte. Im 
einzelnen gilt folgendes:
a) Wird aus einem vertraglichen Wettbewerbsverbot* das 
- wie auch im vorliegenden Fall - regelmäßig höchstens für 
zwei Jahre gilt* eine Unterlassungsklage erhoben und läuft 
die ZweiJahresfrist während des Verfahrens ab, so is t eine 
dennoch aufrechterhaltene UnterlasHungsklage als unbegründet 
abzuweisen (BAG AP Nr, 8 zu § 554 a ZPO), Diese Situation kann
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sich auch noch in der.Revisionsinstanz ergeben (vgl» AP Nr.8 
zu § 554 a ZPO) oder - wie im vorliegenden Fall - nach einer 
durch das Revisionsgericht vorgenommenen Zurückverweisung 
eines Rechtsstreits an die Vorinstanz»
b) Die Klägerin konnte daher nach dem 3 1 . Dezember 1965 
einen Unterlassungsanspruch nicht mehr verfolgen, weil eine 
solche Klage jedenfalls wegen Ablaufs der Gültigkeit des 
Wettbewerbsverbotes abgewiesen worden wäre; ein Rechtsschutz­
interesse an der gerichtlichen Feststellung, daß ihr Unter­
lassungsanspruch begründet war, bestand dann aber für sie 
gerade deshalb, damit darüber in den von ihr in Aussicht 
genommenen FolgeProzessen über ihre Schadenersatz- und Ver­
trags Strafenansprüche •> ebensowenig mehr gestritten werden 
konnte, wie es der Fall gewesen wäre, falls sie mit ihrem 
Unterlassungsanspruch vor Ablauf der Zweijahresfrist rechts­
kräftig durchgedrungen wäre. Das rechtfertigt sich wiederum 
aus prozeßwirtschaftlichen Überlegungen: Wenn wie im vor­
liegenden Fall über einen Unterlassungsanspruch aus einer 
Wettbewerbsabrede fast zwei Jahre gestritten worden ist und 
dann der Unterlassungsanspruch wegen Ablaufs der Gültigkeit 
der Wettbewerbsabrede jedenfalls nicht mehr durchsetzbar 
ist, wäre es unwirtschaftlich, alle die Mühen und Kosten un­
genutzt zu lassen, die auf den Prozeß bisher verwendet wor.- 
den sind. Umfangreiche tatsächliche Darlegungen und Rechts­
ausführungen sind den Gerichten bisher in.fünf Instanzen 
unterbreitet, Geld und Zeit vertan worden, die Nerven der 
Beteiligten wurden strapaziert. Hätten die Gerichte über 
den Unterlassungsanspruch schneller rechtskräftig entschei­
den können, dann stünde für die Folgeprozesse fest, ob der 
Beklagte Wettbewerb unterlassen mußte oder nicht und wäre 
diese mühevolle und bisher nicht bewältigte Kontroverse er­
ledigt. Niemand würde es aber verstehen, wenn der Klägerin 
bei schnellerer Tätigkeit der Gerichte die Wohltat der 
Rechtskraft des Unterlassungsprozesses zugute gekommen wäre, 
boi langsamerer Gerichtstätigkeit dagegen nicht, obwohl es 
nicht an ihr lag, daß die Prozesse so lange dauerten. Sie 
kann deshalb mit Recht aus Gründen der Zweckmäßigkeit und
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der Wirtschaftlichkeit verlangen, daß die bisher auf den 
Prozeß aufgewendeten Mühen für die gerichtliche Feststellung 
verwertet werden, daß ihr Unterlassungsanspruch begründet 
war, damit für die künftigen Schadenersatz- und die Vertrags­
strafenprozesse diese Frage rechtskräftig entschieden sei»
Dem muß bei der Prüfung des Rechtsschutzinteresses für eine 
solche Feststellungsklage Rechnung getragen werden»
c) Dabei ist es unerheblich, daß die Klägerin ursprünglich 
den Unterlassungsanspruch nur für die Zeit ab Klageerhebung 
(13» Juni 1964) bis Ende 1965 geltend gemacht hat und daß 
nach der oben gekennzeichneten Ansicht des Bundesgerichtsho­
fes in EGHZ 42, 340 ff« die Rechtskraft eines zuerkannten 
vertraglichen Unterlassungsanspruches nur für die Zeit ab 
Klageerhebung und nicht für die davor liegende Zeit gelten 
soll» Auch die von Zeuner (JuS 1966, 147 ff») in die Ent­
scheidung des Bundesgerichtshofes gesetzten Zweifel können 
hier unerörtert bleiben» Denn auch wenn man nur der Ansicht 
des Bundesgerichtshofes folgt, daß die Rechtskraft eines 
zuerkannten vertraglichen Unterlassungsanspruchs lediglich 
für die Zeit ab Klageerhebung gilt, ergibt sich nach den bis­
her angestellten Überlegungen der Prozeßwirtschaftlichkeit 
und der Zweckmäßigkeit, daß die Klägerin ein Rechtsschutz- 
bodürfnis daran hatte, gerichtlich feststellen zu lassen, 
daß der Beklagte ab Klageerhebung bis Ende 1965 Wettbewerb 
unterlassen mußte. Dann bestehen aber keine Bedenken, der 
Klägerin auch zu gestatten, diese Feststellungsklage auf die 
Zeit vom 1. Januar 1964 bis zur Klageerhebung gemäß § 268 
Nr. 2 ZPO zu erweitern. Eine Änderung des Klagegrundes, die 
das verbieten würde, ist nicht ersichtlich.
5» Nach allem durfte das Landesarbeitsgericht den Hilfsan­
trag .nicht wegen fehlenden Rechtsschutzinteresses als unzu­
lässig abweisen. Seine gegenteilige Entscheidung macht die 
Aufhebung des angefochtenen Urteils notwendig, soweit es 
sich über den Hilfsantrag verhält» Insoweit ist die Sache an 
das Landesarbeitsgericht zur anderweiten Verhandlung zurüek-
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zuverweisen; der Senat kann in der Sache nicht selbst ent­
scheiden, vfeil es an den entsprechenden tatsächlichen Fest­
stellungen fehlt (§ 565 Abs. 1, Abs, 3 Nr. 1 ZPO).

gez, Dr, Stumpf Hilger Bundesrichter Siara
ist beurlaubt

Hilger

Röglin Engel
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